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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

10.11.2011 

Geschäftszahl 

2009/07/0204 

Rechtssatz 

Wenn sich die Behörde bloß in der Bezeichnung des Adressaten (hier in der Zustellverfügung) vergreift, aber aus 
der Erledigung insgesamt offenkundig ist, wer gemeint war, schadet die fehlerhafte Bezeichnung nicht; in 
diesem Fall liegt ein berichtigungsfähiger Fehler vor, bei dem, solange eine Berichtigung nicht erfolgt ist, durch 
Auslegung des Bescheids zu klären ist, an wen er gerichtet ist. 


